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Sehr geehrter Herr Professor Voßkuhle, 
 
zu den von Ihnen aufgeworfenen Fragen bezüglich der o.g. Verfassungsbeschwerde von kreis-
angehörigen Städten und Gemeinden in Sachsen-Anhalt nehmen wir wie folgt Stellung:  
 
1. Welche Aufgaben bringt die in § 24 Abs. 2 und 3 SGB VIII bzw. den entsprechenden 

landesrechtlichen Bestimmungen normierte Verpflichtung (Erfüllung des dort ge-
währten Anspruchs auf einen Kinderbetreuungsplatz) für den Anspruchsgegner (je 
nach Landesrecht Gemeinden oder örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe) im 
Einzelnen typischerweise mit sich? 

 
Die Sicherstellung des Rechtsanspruchs auf Kindertagesbetreuung für Kinder, die das 
1. Lebensjahr vollendet haben bis zur Vollendung des 3. Lebensjahres gem. § 24 Abs. 2 
SGB VIII und für Kinder, die das 3. Lebensjahr vollendet haben bis zum Schuleintritt gem. 
§ 24 Abs. 3 SGB VIII setzt eine umfangreiche Bedarfsanalyse und Bedarfsplanung der für die 
Kindertagesbetreuung zuständigen öffentlichen Träger der Kinder- und Jugendhilfe voraus. 
Zuständig sind je nach landesrechtlichen Regelungen die kreisfreien Städte und die Landkreise, 
bzw. die kreisfreien Städte und die kreisangehörigen Städte und Gemeinden.  
 
Ziel ist die Sicherstellung eines bedarfsgerechten, vielfältigen und wohnortnahen lokalen An-
gebotes an Kindertagesbetreuung. Der Rechtsanspruch umfasst ein Angebot entsprechend des 
individuellen Betreuungsbedarfes und die Sicherstellung des Wunsch- und Wahlrechts der El-
tern, z.B. zwischen Kindertagespflege und Kindertagesstätten, aber auch hinsichtlich einer 
Auswahl des Trägers der Kindertageseinrichtung und seines pädagogischen Konzepts, bzw. 
seiner weltanschaulichen Ausrichtung.  
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Den Wünschen der Eltern ist zu entsprechen, wenn es diese Angebote tatsächlich gibt und sie 
nicht mit unverhältnismäßigen Mehrkosten verbunden sind. Es ist darauf zu achten, dass beim 
Ausbau der Kindertagesbetreuung nicht nur Angebote des öffentlichen Trägers beteiligt sind, 
sondern auch möglichst verschiedene Angebote von freien Trägern der Kinder- und Jugendhil-
fe, um eine Auswahl für die Eltern tatsächlich zu ermöglichen. 
 
Aus Elternsicht sind neben der pädagogischen Ausrichtung und den Betreuungszeiten vor allem 
die Nähe zum Wohnort oder alternativ zum Arbeitsplatz und die Erreichbarkeit nicht nur mit 
dem Pkw, sondern auch mit öffentlichen Verkehrsmitteln innerhalb einer angemessenen Zeit-
spanne besonders wichtig, um die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu ermöglichen. Inso-
fern kommt es auf eine kleinräumige Bedarfsanalyse und Bedarfsplanung an, bei der unter-
schiedliche Instrumente zum Einsatz kommen.  
 
Städte und Gemeinden arbeiten häufig mit Elternbefragungen unter Hinzuziehung von Informa-
tionen zur Wohnraumentwicklung, Arbeitsmarktentwicklung und zur demographischen Ent-
wicklung. Beispielsweise gehen Planungen zur Entwicklung von Wohngebieten oder das Ent-
stehen neuer Arbeitsplätze häufig mit einer entsprechenden Steigerung der Nachfrage nach 
Kindertagesbetreuung in den folgenden Jahren einher. Gleichzeitig kann auch die lokale Be-
obachtung der demographischen Entwicklung oder der Zu- oder Abwanderung der Wohnbe-
völkerung Rückschlüsse auf die Bedarfsanalyse zulassen. Diese zukunftsgerichtete Bedarfsana-
lyse und Bedarfsplanung erfordert genaue Kenntnisse der lokalen Situation in der jeweiligen 
Gemeinde, bzw. in der jeweiligen Stadt, die sich nicht nur aus Statistiken speisen kann.  
 
Zur Entwicklung und konzeptionellen Planung des Platzangebotes gehört die enge Zusammen-
arbeit mit den freien Trägern der Kinder- und Jugendhilfe sowie anderen potentiellen Trägern 
von Kindertageseinrichtungen (z. B. Kirchengemeinden und privat-gewerbliche Anbieter). 
 
Die Städte und Gemeinden haben auch eine wichtige Aufgabe bei der Gewinnung und Aus- 
und Fortbildung von Kindertagespflegepersonen. Teilweise werden Kindertagespflegepersonen 
bei den Kommunen direkt angestellt, z.T. werden auch Angebote der Großtagespflege entwi-
ckelt. Soweit Kindertagespflegepersonen selbständig tätig sind, ist auf eine Vernetzung und die 
Entwicklung von Kooperationsstrukturen Wert zu legen, damit Aus- und Fortbildung, der Er-
fahrungsaustausch untereinander und Vertretungslösungen bei Erkrankung der Tagespflegeper-
sonen sichergestellt sind.  
 
Teilweise werden auch Kooperationen zwischen Kindertagesstätten und Tagespflegepersonen 
initiiert und gefördert. Die Kindertagespflege spielt bei der Kleinkindbetreuung und bei der 
Randzeitenbetreuung (abends, über Nacht und am Wochenende) eine wichtige Rolle. 
 
Häufig suchen sich die Eltern selbst einen Platz in der Kindertagesbetreuung durch die direkte 
Ansprache der Einrichtungen oder der Tagespflegepersonen. Alternativ können Eltern sich 
auch beim Jugendamt oder örtlichen Behörden melden, um einen Platz in einer Kindertagesein-
richtung oder in Kindertagespflege vermittelt zu bekommen. Daraus leiten sich Aufgaben der 
Städte und Gemeinden bei der Vermittlung eines Betreuungsplatzes und auch bei der Entschei-
dung über Anträge auf Ausübung des Wunsch- und Wahlrechts ab. Um passgenaue Angebote 
zu vermitteln, ist häufig eine Koordination durch das Jugendamt oder die zuständige lokale 
Behörde erforderlich.   
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Zu den Aufgaben der Städte und Gemeinden zählen auch der Betrieb eigener Einrichtungen, 
die Federführung bei der Haushalts- und Finanzplanung in den Einrichtungen, der Abschluss 
der Verträge für den Betrieb von Kindertageseinrichtungen mit freien und privat-gewerblichen 
Trägern der Kinder- und Jugendhilfe, die Abrechnungen mit den Trägern, die Erstellung von 
Jahresstatistiken und die Erstellung einer Gebührenordnung für Kindertageseinrichtungen und 
Kindertagespflege.  
 
 
2. Welche Gründe können aus Ihrer Sicht dafür sprechen, die unter 1. genannten Aufga-

ben nicht den Gemeinden zu übertragen, sondern den Landkreisen und kreisfreien 
Städten?  

 
Die kreisfreien Städte sind bundesweit öffentliche Träger der Kinder- und Jugendhilfe und für 
die Aufgaben der Kindertagesbetreuung zuständig. Die hier aufgeworfene Frage kann sich da-
her nur auf die Aufgabenverteilung zwischen Landkreisen und kreisangehörigen Gemeinden 
und Städten beziehen.  
 
In Sachsen-Anhalt sind die Landkreise auch öffentliche Träger der Kinder und Jugendhilfe, 
allerdings wurden den kreisangehörigen Städte und Gemeinden durch § 2 Abs. 2 der DDR-
Kommunalverfassung vom 17.05.1990 die Aufgaben der Kindertagesbetreuung im eigenen 
Wirkungskreis zugewiesen. Diese enge Anbindung der Aufgabe an die örtliche kommunale 
Ebene ist vor allem wegen des lokalen Bezuges der Bedarfsanalyse und Bedarfsplanung, der 
konzeptionellen Planung und der Kontakte zu Eltern, Einrichtungsträgern und Tagespflegeper-
sonen sinnvoll. Zudem können Städte und Gemeinden auch selbst Einrichtungen betreiben und 
Tagespflegepersonen anstellen, um eine bedarfsgerechte Infrastruktur vor Ort sicherzustellen. 
 
Aus Elternsicht ist relevant, dass wohnortnah Angebote der Kindertagesbetreuung vorhanden 
sind, die sowohl den unterschiedlichen individuellen Betreuungsbedarfen (Teilzeit oder Ganz-
tag) als auch den unterschiedlichen konzeptionellen und qualitativen Anforderungen zur Aus-
übung des Wunsch- und Wahlrechts entsprechen. Aus Elternsicht ist nicht ausreichend, wenn 
lediglich innerhalb des Kreisgebietes entsprechende Angebote zur Abdeckung ihres individuel-
len Bedarfes oder ihres Wunsches vorhanden sind, da eine lange Fahrzeit zwischen Wohnung 
und Kindertagesstätte/Tagespflegeperson, bzw. zwischen Arbeitsplatz und Kindertagesstät-
te/Tagespflegeperson dazu führt, dass Eltern diese weit entfernt liegenden Angebote nicht 
wahrnehmen können.  
 
Die Diskussion um die qualitative und quantitative Weiterentwicklung der Kindertagesbetreu-
ung erfolgt auf Gemeindeebene bzw. in der kreisangehörigen Stadt im direkten Austausch mit 
den zuständigen hauptamtlichen Kräften der Gemeindeverwaltung und den politisch gewählten 
Vertretern. Die genauen Kenntnisse der lokalen Verhältnisse sind sowohl für die fachliche 
Aufgabenwahrnehmung als auch für die politische Diskussion auf der Ebene der kreisangehö-
rigen Städte und Gemeinden wesentlich effektiver zu führen als auf der Landkreisebene.  
 
Innerhalb eines Landkreises können sehr unterschiedliche lokale Verhältnisse die Diskussion 
bestimmen, z.B. eine sehr unterschiedliche demographische Entwicklung und Bevölkerungs-
entwicklung im ländlich oder städtisch geprägten Raum. Auch die qualitative Weiterentwick-
lung muss den lokalen Bedürfnissen gerecht werden, z.B. hinsichtlich der Ganztagesangebote, 
der Sprachförderung für Kinder mit Migrationshintergrund und der Aufgaben der Inklusion für 
Kinder mit besonderem Förderbedarf.  
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Gerade in Ostdeutschland haben die Landkreise durch teilweise zwei Gebietsreformen eine 
Größe erlangt, dass sie Aufgaben der örtlichen Daseinsvorsorge nur schwer erfüllen können. In 
Sachsen-Anhalt selbst wurden dagegen Städte und Gemeinden durch die Gebietsreformen ge-
gründet, die auch verwaltungstechnisch die Leistungsfähigkeit haben, um die Aufgaben der 
Kinderbetreuung qualifiziert erfüllen zu können. Wir sehen daher keine Gründe, die einer Auf-
gabenwahrnehmung der kreisangehörigen Städte und Gemeinden entgegenstehen.   
 
Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung 

 
Stefan Hahn 
 
 




